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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 2. 


Inhalt: Geſetz wegen Erhöhung des Gebührenſatzes für die Einziehung der Klaſſenſteuer, S. 9. — Geſetz 
wegen Berechnung des Koſten⸗Pauſchquantums in den Streitſachen der Armenverbände, S. 10. — 
Vertrag zwiſchen Preußen und Bayern wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Gelnhauſen nach 
Partenſtein, S. 11. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872. durch die 
Regierungs⸗ Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 15. 


(Nr. 8171.) Geſetz wegen Erhöhung der im $. 15. des Geſetzes vom 1. Mai 1851., be- 
treffend die Einführung einer Klaffen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer, 
vorgeſchriebenen Gebühren. Vom 2. Januar 1874. 5 a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 8. 1 


An Stelle des im F. 15. des Geſetzes vom 1. Mai 1851., betreffend die 
Einführung einer Klaſſen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer (Geſetz-Samml. 
für 1851. S. 199.), vorgeſchriebenen Gebührenſatzes von vier Prozent tritt vom 
1. Januar 1874. ab der Satz von ſechs Prozent der eingezogenen Klaſſenſteuer. 

Die zur örtlichen Erhebung der Klaſſenſteuer nicht verpflichteten Gemeinden 
erhalten von demſelben Zeitpunkte ab zur Beſtreitung der Nebenkoſten der Ver- 
anlagung drei Prozent der eingezogenen Steuer. 


J $. 2. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. Januar 1874. 


(L. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. Januar 1874. 
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(Nr. 8172.) Geſetz, betreffend die Berechnung des Koſtenpauſchquantums in den Streit: 
ſachen der Armenverbände. Vom 10. Januar 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


ful mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 
Einziger Paragraph. 
Der F. 56. des Geſetzes vom 8. Mär; 1871., betreffend die Ausführung 
des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (Geſetz-Samml. S. 130. ff.), 
erhält nachſtehenden Zuſatz: g 


Für die Berechnung des Pauſchquantums, ſowie der Gebühren für 
Zeugen und Sachverſtändige kann von den Miniſtern des Innern und 
der Juſtiz ein Tarif aufgeſtellt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10. Januar 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 
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(Nr. 8173.) Vertrag zwiſchen Preußen und Bayern wegen Herſtellung einer Eiſenbahn⸗ 
verbindung zwiſchen Gelnhauſen und Partenſtein. Vom 7. Oktober 1873. 


Scene Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine 
Majeſtät der König von Bayern, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben 
zum 55 einer hierüber zu treffenden Vereinbarung Bevollmächtigte ernannt, 
nämlich: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Eberhard d' Avis, 
ſowie Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Carl Goering, 


Seine Majeſtät der König von Bayern: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Michael v. Suttner, 


welche nach vollzogener Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form be— 
fundenen Vollmachten folgenden Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel 1. 


Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, eine Eiſen⸗ 
bahn von Gelnhauſen über Bieber nach Partenſtein zuzulaſſen und zu fördern. 
Zu dieſem Zwecke wird jede Regierung der Oberheſſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
die von ihr nachgeſuchte Konzeſſion zum Bau und Betrieb der Bahn für die in 
Ihrem Gebiet belegene Strecke ertheilen, ſobald Seitens der Geſellſchaft die 
desfallſigen Vorbedingungen erfüllt find. Die beiden Regierungen werden die 
Urkunden über die von Ihnen ertheilten Konzeſſionen in Abſchrift Sich gegen⸗ 
ſeitig mittheilen. 


Artikel 2. 


Die Feſtſtellung des Bauplanes bleibt vorbehaltlich einer Verſtändigung 
über den Anſchlußpunkt an der Landesgrenze und ebenſo die Beſtimmung der 
Stationen reſp. Halteſtellen einer jeden der kontrahirenden Regierungen für Ihr 
Staatsgebiet überlaſſen. 

„Die Bahn ſoll indeß gleichmäßig eine Spurweite von 1,135 Meter im 
Lichten der Schienen erhalten, in Paxtenſtein mit der Bayeriſchen Staatsbahn 
und in Gelnhauſen mit der Bebra » Hanau » Frankfurter Bahn und der Linie 
Gelnhauſen⸗Gießen der Oberheſſiſchen Bahn in unmittelbare Schienenverbindung . 

ebracht werden und endlich die nöthige Einrichtung erhalten, daß einzelne Wagen 
owohl wie ganze Wagenzüge von den anſchließenden Bahnen auf ſie übergehen 
beziehungsweiſe über ſie durchlaufen können. 

Die Bahn ſoll zunächſt nur eingeleiſig ausgeführt, die Geſellſchaft aber 
verpflichtet werden, das zweite Geleiſe herzuſtellen, ſobald ſolches von den Re— 
gierungen im Intereſſe der Sicherheit des Betriebes oder im Verkehrsintereſſe 
für 5 erachtet wird. 
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Dem entſprechend ſoll das Terrain von vornherein für eine doppelgeleiſige 
Bahn erworben und ſollen die Kunſtbauten in ihren Gründungen in der für 
ein Doppelgeleiſe nöthigen Breite ausgeführt werden. 

Die Bahn ſoll ſpäteſtens mit dem 1. Januar 1878. fertig geſtellt und in 
Betrieb geſetzt werden. 

i Artikel 3. 


Beide vertragſchließende Regierungen werden der Eiſenbahngeſellſchaft 
das Recht zur Expropriation des für die Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens nach Maßgabe der beſtehenden Landesgeſetze ertheilen. 


Artikel 4. 


Die bau⸗ und betriebführende Eiſenbahnverwaltung hat alle Entſchädigungs⸗ 
und ſonſtige privatrechtliche Anſprüche, welche aus Anlaß der Eiſenbahnanlage 
oder des Betriebes auf derſelben erhoben werden möchten, zu vertreten und ſich 
hierin der Entſcheidung der zuſtändigen Gerichte und Behörden zu unterwerfen. 


Artikel 5. 


Die volle Landeshoheit ſammt Ausübung der Juſtiz- und Polizeigewalt 
bleibt jeder dee in Anſehung der in Ihr Gebiet fallenden Bahnſtrecke 
ausſchließlich vorbehalten. 

Das Oberaufſichtsrecht über die den Betrieb führende Eiſenbahnverwaltung 
wird von jeder der vertragſchließenden Regierungen bezüglich der in Ihrem Ge— 
biete belegenen Bahnſtrecke ausgeübt. 


Artikel 6. 


Für die Preußiſche Bahnſtrecke haben die jeweils in Preußen und für die 
in Bayern gelegene Bahnſtrecke die jeweils in Bayern geltenden bahnpolizeilichen 
Beſtimmungen Anwendung zu finden. Ebenſo ſoll für jene Bahnſtrecke das 
jeweils in Preußen und für letztere Bahnſtrecke das jeweils in Bayern gültige 
Betriebsreglement maßgebend ſein. 

Die kontrahirenden Regierungen werden indeſſen im Intereſſe des einheit⸗ 
lichen Betriebes für die Bahnlinie Gelnhauſen⸗ Partenſtein thunlichſt dieſelben 
Betriebseinrichtungen geſtatten, welche auf der Bahnlinie Gießen-Gelnhauſen der 
Oberheſſiſchen Bahn beſtehen. 
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Artikel 7. 


Die Ausübung der Bahnbetriebspolizei fol unter Aufficht der dazu in 
jedem Staatsgebiet kompetenten Behörden zunächſt durch die Beamten der Eiſen⸗ 
bahn⸗Betriebsverwaltung gehandhabt werden, welchen auf den beiderſeitigen Ge— 
bieten diejenigen Befugniſſe eingeräumt werden, welche dort im Allgemeinen für 
die Beamten anderer Privatbahnen Geltung haben. 

Für die Aburtheilung aller Bahnpolizei - Uebertretungen, ſowie ſonſtigen 
Uebertretungen, aller Vergehen und Verbrechen ſind die betreffenden Landes⸗ 
polizei⸗ und Gerichtsbehörden zuſtändig. 5 
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Artikel 8. 


Die Eiſenbahngeſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr anzuſtellenden 
Bahnwärter, Schaffner und ſonſtige Unterbeamte — mit Ausnahme der einer 
techniſchen Vorbildung bedürfenden — vorzugsweiſe aus den mit Civil-Anſtel⸗ 
lungsberechtigung entlaſſenen Militärs, ſoweit dieſelben das vorgeſchriebene Lebens⸗ 
alter nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Die von einer der beiden vertragſchließenden Regierungen geprüften Be⸗ 
triebsmittel werden ohne weitere Nevifion auch im Gebiete der anderen Regie⸗ 


rung zugelaſſen werden. 
5 Artikel 9. 


Die beiden Regierungen behalten Sich vor, zur Handhabung des Ihnen 
über die Bahnſtrecke in Ihrem Gebiete zuſtehenden Veen und Aufſichtsrechts 
Kommiſſare aufzustellen, welche die Beziehungen der Regierungen zur Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in denjenigen Fällen zu vertreten haben, welche nicht zum direkten 
gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten Landesbehörde ge⸗ 


eignet ſind. 
Artikel 10. 


Die e der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe bleibt 
jeder Bade für Ihr Gebiet vorbehalten. 

Beide Theile find jedoch darin einverſtanden, daß in thunlichſter Verbin- 
dung mit den Fahrten der Anſchlußbahnen in jeder Richtung täglich mindeſtens 
drei Perſonenzüge kourſiren, ſowie daß die Fahrpreiſe für Perſonen und Güter ꝛc. 
in ein angemeſſenes Verhältniß zu den Fahrpreiſen der anſchließenden Bahnen 
gebracht werden. N 

Auch ſoll eine thunlichſt ausgedehnte direkte Expedition im Perſonen- und 
Güterverkehr unter Geſtattung des Ueberganges der Wagen von und nach den 
Anſchlußbahnen eingerichtet und die Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet werden, den 
desfallſigen Anordnungen der betreffenden Regierung Folge zu leiſten, und ins⸗ 
beſondere in dem direkten Güterverkehr eine Expeditionsgebühr nur für die Ver⸗ 
ſandt⸗ und die enn bei dem Tranſit über die Bahnlinie Geln⸗ 
en für dieſe Linie alſo keine Expeditionsgebühr zur Erhebung 
zu bringen. a 

5 Artikel 11. 


’ Für die Beförderung von Truppen und Armeebedürfniſſen ſollen die für 
die Preußiſchen und beziehungsweiſe Bayeriſchen Staatsbahnen jeweilig beſtehenden 
Beſtimmungen und Tarife maßgebend ſein. 


Artikel 12. 


Ueber die Benutzung der Eiſenbahn zu Poſtbeförderungen werden die 
beiderſeitigen Poſtverwaltungen ſich verſtändigen. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung wird Sich übrigens in der der Ge⸗ 
ſellſchaft zu ertheilenden Konzeſſion vorbehalten, ihr bezüglich der auf Königlich 
Bayeriſchem Gebiete herzuſtellenden Strecke der Bahn dieſelben Verpflichtungen 

(Nr. 8173.) im 


& 


BEN ya 


im Intereſſe der Poſt aufzulegen, welche der Geſellſchaft hinſichtlich der durch 
das Königlich Preußiſche Gebiet zu führenden Bahnſtrecke geſetzlich und kon⸗ 
zeſſionsmäßig obliegen. 


Artikel 13. 


Für Zwecke des Bahnbetriebes ſoll eine Telegraphenleitung längs der 
Bahn hergeſtellt werden. Bezüglich der Verwendung derſelben für den allge⸗ 
meinen Telegraphenverkehr ſoll beſondere Vereinbarung zwiſchen den beiderſeitigen 
Telegraphenverwaltungen ſtattfinden. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung wird Sich übrigens vorbehalten, für 
Sich diejenigen Vorrechte und Begünſtigungen in Anſpruch zu nehmen, welche 
der Reichs⸗Telegraphenverwaltung auf den Königlich Preußiſchen Staatsbahnen 
zur Zeit zuſtehen oder künftig noch gewährt werden mögen. 


Artikel 14. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in Ihrem 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke eine Abgabe nach Maßgabe des Preußiſchen Ges 
ſetzes vom 16. März 1867. erheben und bei der Berechnung derſelben den aus 
dem Verhältniß der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergebenden Theil des 
Aktienkapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil des Aktienkapitals entfallende, 

leichfalls nach dem Verhältniß der Streckenlängen ermittelte Quote des aus den 
rträgniſſen des Betriebes jährlich zur Vertheilung kommenden Ertrages als 
ſteuerpflichtigen Reinertrag zu Grunde legen. 
Die Königlich Bayeriſche Regierung wird die auf Bayeriſchem Gebiet 
belegene Bahnſtrecke nebſt Zubehör in Bezug auf Steuern, Abgaben und Um⸗ 
lagen wie die in Bayern konzeſſionirten Privatbahnen behandeln. 


Artikel 15. 


Die beiden vertragſchließenden Regierungen behalten Sich, eine jede für 
Sich, das Recht vor, die in Ihrem Gebiete belegene Strecke der Bahn nach 
Ablauf einer Friſt von 30 Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung an ges 
rechnet, oder auch ſpäter, nach einer mindeſtens ein Jahr vorher zu machenden 
Ankündigung gegen Erſtattung des Zwanzigfachen des durchſchnittlichen Rein⸗ 
a der der Ankündigung vorausgegangenen fünf Jahre in Eigenthum zu 
nehmen. 

Sollte auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung eine Aenderung in dem 
Eigenthumsverhältniſſe der Gelnhauſen-Partenſteiner Bahn eintreten, ſo werden 
beide Regierungen Sich wegen der ununterbrochenen Fortführung des Betriebes 
in einer dem Verkehre und den beiderſeitigen Intereſſen entſprechenden Weiſe 
rechtzeitig verſtändigen. | 

Für den Fall, daß die eine der beiden Regierungen die in Ihrem Gebiete 
belegene Strecke ankaufen, die andere aber von dem Ihr zuſtehenden Ankaufs⸗ 
recht nicht gleichzeitig Gebrauch machen würde, ſoll der erſteren das Recht des 
Ankaufs auch bezüglich der in dem Gebiete der anderen Regierung belegenen 
Strecke gewährt ſein. 8 
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| Artikel 16. 
Beide Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, das Necht vor, von 


dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die Ausführung der Bahn 
nicht ſpäteſtens bis zum Januar 1875. begonnen ſein wird. 


Artikel 17. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung der darüber ae Urkunden fobald als möglich, 
ſpäteſtens aber binnen ſechs Wochen, bewirkt werden. 


\ 


Deſſen zu Urkund ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevollmäch— 
tigten unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen Berlin, den 7. Oktober 1873. 


D' Avis. K. Goering. v. Suttner. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikationen hat ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das am 17. September 1873. Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Deichverband der rechtsſeitigen Nogat-Niederung durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 48. S. 165. bis 169., 
ausgegeben den 29. November 1873, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 51. außerordentliche 
Beilage S. 1. bis 5., ausgegeben den 17. Dezember 1873. 

2) die am 8. Oktober 1873. Allerhöchſt vollzogene Beſtätigungs⸗Urkunde, 
betreffend den Elften Nachtrag zu dem Statut der Magdeburg: Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
BR 2 Nr. 48. S. 362/363., ausgegeben den 29. Novem⸗ 

er 0 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 12. November 1873. wegen eventueller 
Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Danzig 
(Nr, 8173.) zum 
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zum Betrage von 6,000,000 Mark Reichsmünze durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 51. S. 189. bis 191., ausgegeben 
den 20. Dezember 1873. 

4) das Allerhöchſte Privilegium vom 15. November 1873. wegen Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Neuhaldensleben 
zum Betrage von 50,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Magdeburg Nr. 52. S. 403/404. , ausgegeben den 
27. Dezember 1873.; 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. November 1873., betreffend das der 
Gemeinde Lamberti im Kreiſe Münſter verliehene Expropriationsrecht 
15 den Bau einer Verbindungsſtraße zwiſchen der Münſter-Weſeler und 

er Münſter⸗Hammer Staatschauſſee, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Münſter Jahrgang 1874. Nr. 1. S. 1., ausgegeben den 
3. Januar 1874.; 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 27. November 1873. wegen Ausferti- 

Bals auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Kreiſes Oels im 

etrage von 30,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. Regie— 
rung zu Breslau Jahrgang 1874. Nr. 3. S. 15/16., ausgegeben den 
16. Januar 1874., 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Dezember 1873. und der durch denſelben 
genehmigte Erſte Nachtrag zu dem Statut für die Verwaltung der 
provinzialſtändiſchen Brandverſicherungs-Anſtalten der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein vom 27. Dezember 1872. durch das Amtsblatt der Königl. 
esl zu Schleswig Nr. 70. S. 371., ausgegeben den 27. Dezem- 

er if 

8) die Allerhöchſte Konzeffions-Urkunde vom 4. Dezember 1873., betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Eſchhofen über Limburg, 
Hadamar und Hachenburg nach Troisdorf nebſt Abzweigung von Hachen- 
burg nach Wiſſen durch die Heſſiſche Ludwigs-Eiſenbahngeſellſchaft, durch 
die Amtsblätter der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 52. S. 263., aus⸗ 
gegeben den 24. Dezember 1873., der Königl. Regierung zu Wiesbaden 

tr. 52. Sind S. 389/390., ausgegeben den 31. 5 1873., 
für den Stadtkreis Frankfurt a. M. Jahrgang 1874. Nr. 1. S. 2, 
ausgegeben den 1. Januar 1874. 

9) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Dezember 1873. wegen Ausgabe 
von Prioritäts-⸗Obligationen der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft im 
Betrage von 1,000,000 Thalern durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Königsberg Jahrgang 1874. Nr. 1. S. 1. bis 3., ausgegeben 

en 4. Januar 1874. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


